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Das Bundesverfassungs-
gericht hat im Februar ein
viel beachtetes Urteil
über die Höhe der Hartz-
IV-Regelsätze gefällt.

Dieses Urteil wurde in vielen
Medien als eine Ohrfeige für
SPD und Grüne, aber auch

für CDU, CSU und FDP aufgefasst,
die Hartz IV vor mehr als fünf Jahren
eingeführt haben. Die Genugtuung
über die überfällige Ohrfeige für
diese Hartz-IV-Parteien darf aber
nicht darüber hinweg täuschen: „Die
Überwindung von Hartz IV muss wei-
terhin politisch erkämpft werden“,
meint Ruben Lehnert. 
Lesen Sie weiter auf Seite 3.

Hartz IV
muss weg

Für die Abschaffung aller
Atomwaffen!

Für den sofortigen Abzug
aller Truppen aus 
Afghanistan und die 
Beendigung der Auslands-
einsätze der Bundeswehr!

Nein zu Sozialabbau und
Hartz IV!

Nein zu jeder Form von
Rassismus, zu Antiisla-
mismus, Antisemitismus
und Antiziganismus!

Nein zum Überwachungs-
staat! 

Kommt zum 
OSTERMARSCH 2010

Ostermontag, 5. April,
um14.00 Uhr  
Potsdamer Platz

Ostermarsch
2010

Nach dem verheerenden
Luftangriff in Kundus letz-
tes Jahr wird in Deutsch-
land über die Verantwor-
tung gestritten. Über die
Opfer reden wenige.

Christine Buchholz reiste nach
Afghanistan und sprach mit
den Angehörigen der Opfer.

Im Bundestag berichtete sie davon,
als das Parlament beschloss, wei-
tere Soldaten an den Hindukusch zu
schicken. Mahnend hielten die Ab-
geordneten der LINKEN Schilder
mit den Namen der Opfer in den
Händen. Deshalb wurden sie von
der Debatte ausgeschlossen.
Lesen Sie weiter auf Seite 4. 

Über Opfer
reden

Auf Kosten von Minderhei-
ten Hass verkünden. Das
wollen Nazis mit ihren
Kampagnen „gegen den
Islam“ erreichen. In 
Neukölln und bundesweit.

Nazis haben das Thema „Is-
lam“ für sich entdeckt. Nach
dem Volksbegehren gegen

Minarette in der Schweiz wollen sie
auch hier ein Klima der Angst und
des Rassismus schüren. Jetzt mobi-
lisieren die Nazis bundesweit, um
am 27. März gegen die Moschee in
Duisburg aufzumarschieren. DIE
LINKE wird mit dazu beitragen, den
Naziaufmarsch zu stoppen.
Lesen Sie weiter auf Seite 8. 

Nazis
stoppen

Alles käuflich
„Politik wird nicht mehr 
gewählt, sondern gekauft“,
konstatiert die LINKE-Politi-
kerin Gesine Lötzsch, nach
den Korruptionsskandalen
um die CDU-Ministerpräsi-
denten Tillich (Sachsen) und
Rüttgers (NRW). Es handelt
sich nicht um Ausrutscher,
sondern um weitere Bei-
spiele für die CDU-Korrupti-
onskultur. „Die CDU hat in
den letzten Jahren immer
wieder Belege dafür gelie-
fert, dass sie sehr gern Geld
von Unternehmen annimmt
und zeitnah deren Wünsche
in Gesetze gießt“, betont die
haushaltspolitische Spreche-
rin der Bundestagsfraktion.
Da passt es ins Bild, wenn
geschichtsvergessene Politi-
ker von Union und FDP ver-
langen, Griechenland solle
seine Inseln verkaufen, um
Staatsschulden zu tilgen.

KDH

Bezirksverband Neukölln

LINKES INFORMATIONS- UND DISKUSSIONSBLATT . AUSGABE 2/2010 - MÄRZ
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Bezirksvorstand DIE LINKE Neukölln 
zur Aufkündigung der Zählgemeinschaft in der 
Neuköllner Bezirksverordnetenversammlung

Aus dem

Neuköllner

Rathaus

Bezirksverordnete

Verordnete sind Vertreter von
Parteien, oder Initiativen, die
sich zur Wahl für eines der

zwölf Berliner Bezirksparlamente
beworben haben. Das Bezirksparla-
ment, auch Bezirksverordnetenver-
sammlung (BVV) genannt, hat 55
Sitze, die je nach Stimmenanteil (er-
forderlich sind mindestens 3 Pro-
zent) nach einem speziellen Auszäh-
lungsverfahren (d‘Hondt) auf die
Parteien aufgeteilt werden. Die BVV
wird für fünf Jahre, in Abhängigkeit
der Legislaturperiode des Abgeord-
netenhauses, gewählt. Löst sich das
Abgeordnetenhaus vorzeitig auf,
wird auch die BVV neu gewählt. Die
konstituierende Sitzung einer BVV
findet immer erst nach der Konsti-
tuierung des Abgeordnetenhauses
statt.

Bezirksamt

Die Amtsgeschäfte der Be-
zirke werden in sechs Ver-
antwortungsbereiche aufge-

teilt, so dass in einem Bezirksamt
sechs Stadträte gewählt werden.
Die Verteilung der Stadtratsposten
richtet sich ebenfalls nach dem
Stimmenanteil der in der BVV ver-
tretenen Parteien. Nach der Konsti-
tuierung der BVV wird das Bezirks-
amt durch die Verordneten gewählt.

Zählgemeinschaft

Koalitionen auf Bezirksebene
nennt man Zählgemeinschaf-
ten. Wichtigstes Ziel einer

Zählgemeinschaft ist die Wahl des
Bürgermeisters. Für die gegenwär-
tige Legislaturperiode der Neuköll-
ner BVV wurde von den Parteien
und Fraktionen der SPD, von Bünd-
nis 90/Die Grünen und der Links-
partei/PDS vereinbart, die seit
2001 bestehende Zählgemeinschaft
fortzusetzen. Grundlage war ein
„50-Punkte-Programm“ für die Ar-
beitsbereiche der BVV. Ferner
wurde vereinbart: „Die Zählgemein-
schaft strebt an, wechselnde Mehr-
heiten auch zu Themenstellungen
zu verhindern, die nicht von dieser
Vereinbarung erfasst sind. Sollte
sich ein inhaltlicher Konflikt inner-
halb der Zählgemeinschaft anbah-
nen oder die Möglichkeit konkret
nicht auszuschließen sein, verpflich-
ten sich die Fraktionen im Vorfeld
eine einvernehmliche Linie zu fin-
den.“ 

Vignette: Franz Zauleck

Keine Zählgemeinschaft mehr 
von SPD, Grünen und LINKEN 
in der BVV Neukölln

Nach der Aufkündigung
der Zählgemeinschaft in
der BVV Neukölln durch
die SPD hat der Bezirks-
vorstand der LINKEN am
4. März folgende Stellung-
nahme beschlossen:

1. Der Bezirksvorstand nimmt zur
Kenntnis, dass die Neuköllner SPD
die Zählgemeinschaft mit Bündnis
90/Die Grünen und damit faktisch
auch mit der Partei DIE LINKE auf-
gekündigt und so de facto den
Wahlkampf eröffnet hat.

2. Der Bezirksvorstand bedauert,
dass zwischen den drei Fraktionen
der Zählgemeinschaft in der Neu-
köllner BVV keine Einigung hinsicht-
lich der Positionierung zu rechtsex-
tremer Gewalt im Bezirk erzielt
werden konnte.

3. Der Bezirksvorstand bekräftigt,

dass er abstrakte Diskussionen
über politische Gewalt und die
Gleichsetzung von Rechts und Links
für historisch falsch und politisch
kontraproduktiv hält.

4. Der Bezirksvorstand stellt fest,
dass mit der Aufkündigung der Zähl-
gemeinschaft durch die Neuköllner
SPD die Zählgemeinschaftsverein-
barung, die im Jahr 2006 zwischen
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und
der Partei DIE LINKE geschlossen
wurde, nicht mehr bindend ist.

5. Der Bezirksvorstand schlägt
der Fraktion DIE LINKE in der Neu-
köllner Bezirksverordnetenver-
sammlung vor, fortan als eigenstän-
dige, kämpferische Oppositions 
kraft die Interessen unserer Wähle-
rinnen und Wähler zu vertreten.

6. Der Bezirksvorstand betrach-
tet als politische Grundlage für die
politische Arbeit der Fraktion DIE

LINKE in der Neuköllner Bezirksver-
ordnetenversammlung das Kommu-
nalwahlprogramm, mit dem die
Linkspartei.PDS im Jahr 2006 zur
Wahl angetreten ist, sowie die seit
Gründung der Partei DIE LINKE auf
Landes- und Bundesebene verab-
schiedeten Programme.

7. Der Bezirksvorstand schlägt
der Fraktion DIE LINKE in der Neu-
köllner Bezirksverordnetenver-
sammlung vor, in der restlichen Le-
gislaturperiode der Neuköllner
Bezirksverordnetenversammlung
nur dort punktuell mit anderen Frak-
tionen zusammenzuarbeiten, wo
diese Zusammenarbeit der Realisie-
rung unserer politischen Ziele dient.

8. Der Bezirksvorstand wird diese
Position der nächsten Mitgliederver-
sammlung zur Debatte und Be-
schlussfassung vorlegen.

Einige Begriffe
zur BVV erklärt

Die seit neun Jahren be-
stehende Zählgemein-
schaft von SPD, Grünen
und LINKEN in der Neu-
köllner Bezirksverordne-
tenversammlung besteht
nicht mehr.

Nach der Februarsitzung der
BVV erklärten die Sozialde-
mokraten die lokale rot-rot-

grüne Koalition für beendet. Anlass
war ein Antrag der Grünen gegen
rechtsextremistische Gewaltaktio-
nen in Neukölln, dem die SPD nicht
zustimmen wollte. Stattdesen
wurde ein fraktionsübergreifender
Antrag vorgelegt, in dem rechtsex-
tremistische Anschläge in Neukölln
gleichrangig mit Aktionen von links-
autonomen Gruppen, zum Beispiel
gegen Büros von Quartiermanage-
ments verurteilt wurden. Dieser
Gleichsetzung wollten Grüne und
LINKE nicht zustimmen. 

Der SPD-Antrag, der zuvor die Zu-
stimmung im Ältestenrat der BVV

gefunden hatte, wurde dann mit
den Stimmen von SPD, CDU, FDP
und Grauen beschlossen. Von den
Grünen wurde nach der Sitzung er-
klärt: „Wir werden immer wieder
deutlich sagen, dass Rechts- und
Linksextremismus nicht in einen
Topf gehören. Wer behauptet, wir
würden damit irgendeine Form von
Gewalt relativieren, muss sich den
Vorwurf gefallen lassen, selbst nicht
in der Lage – oder schlimmer noch:
nicht willens – zu sein, die notwen-
dige Differenziertheit an den Tag zu
legen.“ Nach Meinung der CDU

stünden  sich „Links- und Rechtsex-
tremisten in ihrer Radikalität in
Nichts nach“. CDU-Fraktionsvize
Christopher Kroll: „Leider will sich
die Grünen-Fraktion mit ihrem Än-
derungsantrag und ihre Unterstüt-
zer in der Linksfraktion außerhalb
dieses gemeinsamen Feldes stel-
len." 

Politische Beobachter der Neu-
köllner BVV sehen hinter dem An-
lass für die Aufkündigung der Zähl-
gemeinschaft eine seit Herbst
vegangenen Jahres zunehmende
Polarisierung zwischen SPD und
Grünen mit Blick auf die Wahlen
2011. Bei den Bundestagswahlen
waren beträchtliche Stimmenver-
schiebungen zuungunsten der SPD
zu verzeichnen, besonders im Neu-
köllner Norden. 

Trotz Beendigung der Zählge-
meinschaft gab es aus den drei
Fraktionen deutliche Signale, die
sachbezogene Zusammenarbeit
fortzusetzen, wenn es den Zielen
der drei Parteien entspricht.

Klaus-Dieter Heiser
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Ruben Lehnert ist Sprecher des Bezirksverbandes Neukölln der LINKEN. 
Er engagiert sich seit langem für Hartz-IV-Betroffene. Hier bei einer Infor-
mationsaktion vor dem JobCenter Neukölln.
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DIE LINKE bietet kostenlose 
Hartz-IV-Rechtsberatung
DIE LINKE. Neukölln bietet ab März wieder eine regel
mäßige kostenlose Hartz-IV-Rechtsberatung an. Mit
Rechtsanwältin Frau Heitmann steht Hartz-IV-Betroffenen
eine erfahrene Juris tin mit Rat und Tat zu Verfügung.
Diese Erstberatung ist für Betroffene kostenfrei. Die Bera-
tung findet erstmals am Mittwoch, 24. März 2010, von 14
bis 16 Uhr in der Geschäftsstelle am Richardplatz 16 in
12055 Berlin (U7 Karl-Marx-Straße) statt. Für Nachfragen
und zur Terminanmeldung steht Franziska Lorenz-Hoff-
mann (030-66 64 97 56, franziska.lorenz-hoffmann@die-
linke-neukoelln.de) gerne zur Verfügung. 
Die Arbeitsgruppe Hartz IV von DIE LINKE. Neukölln trifft
sich jeden ersten Mittwoch im Monat um 18 Uhr in der
Geschäftsstelle am Richardplatz 16. Das nächste Treffen
findet am 7. April statt.

Das Bundesverfassungs-
gericht hat im Februar ein
viel beachtetes Urteil
über die Höhe der Hartz-
IV-Regelsätze gefällt.

Dieses Urteil wurde in vielen
Medien als eine Ohrfeige für
SPD und Grüne, aber auch

für CDU, CSU und FDP aufgefasst,
die Hartz IV vor mehr als fünf Jahren
eingeführt haben. Die Genugtuung
über die überfällige Ohrfeige für
diese Hartz-IV-Parteien darf aber
nicht darüber hinweg täuschen: Die
Überwindung von Hartz IV muss wei-
terhin politisch erkämpft werden.

„Hartz IV muss
weiterhin 
politisch 
bekämpft 
werden“
Von Ruben Lehnert

Die obersten deutschen Richter
haben zwar erstmals ein soziales
Grundrecht auf menschenwürdige
Existenz anerkannt. Sie haben fest-
gestellt, dass ein solches Existenz-
minimum die kulturelle und politi-
sche Teilhabe ermöglichen muss.
Zudem haben die Richter klar ge-
macht, dass dieses Grundrecht un-
verfügbar und die bisherige Praxis
der Kürzungen und Sanktionen des-
halb verfassungswidrig ist. So weit,
so gut.

Das Bundesverfassungsgericht
hat aber Hartz IV nicht abgeschafft.
Für verfassungswidrig haben die
Richter lediglich das Verfahren zur
Festsetzung der Regelsätze erklärt,

Das JobCenter Neukölln
ist in den Kindl-Boulevard
umgezogen. 

Vom Umzug betroffen sind alle
Bereiche und Abteilung aus
der Sonnenallee 262, der

Lahnstraße 52 und 56 sowie aus
der Silbersteinstraße 30-34.
Deutschlands größtes JobCenter re-
sidiert fortan in der Mainzer Straße
27, erreichbar über die Haltestelle
Boddinstraße der U-Bahnlinie 8 und
der Busse 344 und 104. Das Job-
Center ist montags und dienstags
von 8 bis 13 Uhr, donnerstags von

10 bis 13 Uhr und freitags von 8 bis
12 Uhr geöffnet. 

Neu ist, dass die Zuständigkei-
ten nicht mehr nach dem Anfangs-
buchstaben des Nachnamens ge-
ordnet werden. Die Zuständigkeit
des Ansprechpartners ist nun nach
der letzten Ziffer der Bedarfsge-
meinschaftsnummer (BG-Nummer)
geregelt. Betroffenen wird emp-
fohlen, alle Schreiben und Unterla-
gen mit der BG-Nummer zu kenn-
zeichnen. Vor dem Umzug war das
JobCenter vom 18. bis zum 25. Ja-
nuar komplett geschlossen geblie-
ben.

nicht die Höhe der Regelsätze. Im
Gegenteil: Die Höhe der Regelsätze
halten Deutschlands oberste Rich-
ter für mit dem Grundgesetz verein-
bar. Dem Gesetzgeber, den das Ge-
richt aufgefordert hat, das Gesetz
bis Ende des Jahres zu überarbei-
ten, steht hierbei ein großzügiger
Gestaltungsspielraum zur Verfü-
gung, der Sach- und Dienstleistun-
gen für die Betroffenen einschließt. 

Für Lohnarbeiterinnen und Lohn-
arbeiter, ob erwerbslos oder be-
schäftigt, bedeutet dieses Urteil
keine unmittelbare Verbesserung.
Sie müssen sich nun zwischen zwei
Optionen entscheiden: Entweder
sie verlassen sich auf die Parteien,

die ihnen Hartz IV eingebrockt ha-
ben und nun das eigene Gesetz än-
dern sollen, oder sie kämpfen zu-
sammen mit der Partei DIE LINKE
für grundsätzliche Alternativen zu
Hartz IV.

DIE LINKE wird in den Kampf für
eine bedarsfdeckende Mindestsi-
cherung von 500 Euro im Monat
und für einen gesetzlichen Min-
destlohn von zehn Euro pro Stunde
fortsetzen. Kein Richterspruch,
sondern nur der solidarische
Kampf der Lohnarbeiterinnen und
Lohnarbeiter wird das Ende von Ar-
mut, Ausgrenzung und Ausbeutung
herbeiführen.

JobCenter Neukölln zieht in 
Kindl-Boulevard um 



Seite 4................................................................................................................................................................................................................................................

Neu-Köllnisch . 02/2010 - MÄRZ www.die-linke-neukoelln.de DIE LINKE Berlin-Neukölln

Den Opfern Gesicht
und Stimme geben

Neu-Köllnisch: Wie fühlt man
sich, wenn man nach Afghanistan
kommt?

Christine Buchholz: Spätestens
beim Abflug aus Masar-i-Sharif ist
klar: wir sind im Kriegsgebiet. Im
steilen Zick-Zack steigt das Trans-
all-Flugzeug auf, um Raketen kein
leichtes Ziel zu bieten. Genauso
steil geht es in Kundus beim Lande-
anflug runter. Am Flughafen:
schwer Bewaffnete, die Patrouille
für einen Konvoi ins PRT-Lager. PRT
steht für Provincial Reconstruction
Team. Das soll nach Wiederaufbau
klingen, ist aber ein Militärlager –
mit stark befestigten hohen Mau-
ern. 

Neu-Köllnisch: Du und Dein Frak-
tionskollege Jan van Aken wolltet mit
den Opfern der von der Bundeswehr
befehligten Bombardierung in Kun-
dus am 4. September sprechen. Was
habt ihr erfahren?

Christine Buchholz: Unter den
143 Opfern waren 26 Schüler, Kin-
der und Jugendliche im Alter von 10
bis 16 Jahren. Ihre Eltern erzählten
uns, dass ihre Kinder Benzin abzap-
fen wollten oder auch nur neugierig
waren, was bei den Tanklastzügen
los war. Zudem hat der Angriff 91
Witwen hinterlassen, deren Zukunft
ungewiss ist. 

Armut und Unterentwicklung des
Landes sind stark mit dem Krieg

verschränkt. Drei von Bulbuls Enkel-
kindern starben am 4. September.
Sie sagte uns: „Wär' ich nicht arm,
hätten wir kein Benzin gebraucht“.

Neu-Köllnisch: Wie kann die Ar-
mut in Afghanistan bekämpft wer-
den?

Christine Buchholz: Nicht mit
mehr Militär. Momentan sind der zi-
vile Aufbau und die Armutsbekämp-
fung der militärischen Strategie der
Aufstandsbekämpfung untergeord-
net. Es heißt immer: Ohne Militär
kein Aufbau, die Taliban machen
gleich wieder alles kaputt. Vor Ort
hat sich das aber anders dargestellt
– gerade wenn die Armee zusam-
men mit Aufbauhelfern ausrückt,

macht das die Leute misstrauisch
und unkooperativ. Woher sollen sie
wissen, ob nicht die Erkenntnisse
der Helfer militärisch verwendet
werden? Ob auf Brunnenbohrer
Bomber folgen? 

Es geht auch anders. In der Pro-
vinz Oruzgan haben ausländische
Helfer erfolgreich eine Straße ge-
baut – ganz ohne militärische Absi-
cherung, aber in enger Verhandlung
und Abstimmung mit den Dorfältes-
ten.

Christine Buchholz ist friedenspoli-
tische Sprecherin der Linksfraktion
im deutschen Bundestag und arbei-
tet im Untersuchungsausschuss zu
Kundus mit.

Informationsangebot
� Ich möchte Informationsmaterial bekommen.

� Ich möchte zu Veranstaltungen eingeladen werden.

� Ich möchte Mitglied der Partei DIE LINKE werden.

Name: ............................................................................

Anschrift: ......................................................................

E-Mail: ..........................................  Telefon:..................

mach mit !
Egal, ob Du Parteimitglied bist oder nicht:
Sei linksaktiv und du kannst sofort anfangen.

Nimm Kontakt zu uns auf:

Ruben Lehnert, Sprecher DIE LINKE.Neukölln, 0176 296 492 75,
ruben.lehnert@die-linke-neukoelln.de

Irmgard Wurdack, Sprecherin DIE LINKE.Neukölln, 0178 851 28 71
irmgard.wurdack@die-linke-neukoelln.de

Oder den Coupon ausfüllen, abtrennen und an folgende Adresse schicken:

DIE LINKE.Neukölln, Richardplatz 16,12055 Berlin, Fax: 030/6135919

Nach dem verheerenden Luftangriff in Kundus letztes Jahr wird in
Deutschland über die Verantwortung gestritten. Über die Opfer reden
wenige. Christine Buchholz reiste nach Afghanistan und sprach mit
ihnen. 
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Berlin, Bundestag, 26. Februar 2010, 9.25 Uhr: Die Abge-
ordnete der Fraktion DIE LINKE Christine Buchholz tritt
in der Debatte vor der Abstimmung über die Verlänge-
rung des Bundeswehreinsatzes in Afghanistan an Red-
nerpult. Sie berichtet, was sie bei ihrer Reise in Afghani-
stan gesehen und erlebt hat. Dabei traf die Abgeordnete
auf Angehörige von Opfern des Bombenangriffs in
Kunduz am 4. September 2009. Kurz nach der Rede ste-
hen alle Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE auf, viele
halten Schilder mit Namen von Opfern des Bombenan-
griffs von Kunduz hoch. Zunächst ist es im Bundestag
ganz still, dann beginnen einzelne Abgeordnete der Re-
gierungsfraktionen zu stöhnen oder rufen. Bundestags-
präsident Norbert Lammert fordert die Abgeordneten der
LINKEN, die ein Schild in der Hand halten, auf, den 
Plenarsaal zu verlassen.
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Christine Buchholz (li) im Gespräch mit Laila (re), die zwei Söhne durch die
Bombardierung verloren hat.
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Irrsinn autogerechte Stadt
Gedanken von Thomas Licher nach der Neuköllner BVV-Sitzung im Februar

Die Mehrheit der Neuköll-
ner Bezirksverordneten-
versammlung ist 
verkehrspolitisch in den
1950er Jahren stehen 
geblieben.

In der Neuköllner Bezirksverord-
netenversammlung hat am 24.
Februar 2010 die Fraktion der

LINKEN eine große Anfrage gegen
den Weiterbau der Autobahn A100
gestellt. „Wie positioniert sich das
Bezirksamt zum Weiterbau des Ber-
liner Stadtrings im 16. Bauabschnitt
von Neukölln nach Treptow?“

Was dann folgte, war eine außer-
ordentlich bemerkenswerte De-
batte mit einer Vielzahl von „rück-
ständigen Argumenten aus der
verkehrspolitisch, schlimmsten
Zeit“ der 1950er Jahre. Nach dem
Krieg war mit Einsetzen der Mas-
senmotorisierung die „autogerechte
Stadt“ das Ziel der damaligen Ver-
kehrsplanungen. So vertraten auch
jetzt die Vertreter von CDU, FDP
und die fraktionslosen Bezirksver-
ordneten die Behauptung, dass mit
dem Bau der Autobahn vorhandene
Arbeitsplätze gesichert und weitere
geschaffen werden würden. Zwar ist
anzunehmen, dass beim Bau eine
der teuersten Autobahnabschnitte
der Bundesrepublik die größten
Bauunternehmen, wie z. B. Bilfinger
und Berger, beim Bau nicht nur
große Gewinne machen, sondern
auch Arbeitnehmer beschäftigen
werden. Aber ob davon Berlin oder
Neukölln etwas zu gute kommt, ist
stark anzuzweifeln. Bei vielen Groß-
baustellen werden über Sub- und
Subsubunternehmen die niedrigs-
ten Löhne an in- und ausländische
Arbeitnehmer gezahlt, und in den
Regionen zeigt sich kaum eine
nachhaltige Wirkung auf dem Ar-
beitsmarkt. 

Die 40 Millionen Euro für
die Autobahn werden in
den Bezirken fehlen

Eine Position für den Bau der Au-
tobahn war, das der Großteil der
Kosten für die Autobahn vom Bund
übernommen werde. Das ist richtig,
aber das Land Berlin muss ca. 10
Prozent der Gesamtkosten über-
nehmen. Das sind für den nächsten
Abschnitt bis zur Elsenbrücke ca.
40 Millionen Euro. Während die glei-

chen Parlamentarier später in der
Debatte um den Bebauungsplan
„Am Bergpfuhl“ von hohen Kosten
in Höhe von ca. 400 000 Euro spra-
chen, die bei „Nichtannahme“ auf
den Bezirk Neukölln zukommen
würden, spielen Kosten beim Bau
von Autobahnen offenbar keine
Rolle. Dass der Berlinanteil in Höhe
von 40 Millionen Euro später sicher
den Bezirken fehlen wird, wurde von
der Mehrheit in der BVV nicht wahr-
genommen.

Kein Zeitgewinn durch 
Autobahn 

Auf dem bisher gebauten Auto-
bahnabschnitt ist man z. B. schnell
in 20 Minuten von Neukölln nach
Halensee gefahren. Für die gleiche
Strecke braucht die S-Bahn 19 Mi-
nuten und man muss sich dann kei-
nen Parkplatz suchen. Von Neukölln
fährt die S-Bahn über Treptower
Park, Ostkreuz in Richtung Nordos-
ten zur Storkower Straße. Hier ist
keinesfalls eine weitere Stadtauto-
bahn nötig, da man mit einer gut
funktionierenden S-Bahn genauso
schnell ans Ziel kommen kann. 

Der Anteil des motorisierten Indi-
vidualverkehrs (PKW-Verkehr) geht
in Berlin seit Jahren zurück und da-
für wächst der Fahrradverkehr kon-
tinuierlich an. In einer Zeit, wo die
Frage des Klimaschutzes einen im-
mer stärkeren Stellenwert ein-
nimmt, ist der Bau von Stadtauto-
bahnen ein verkehrspolitischer
Anachronismus und führt zum fi-
nanziellen Offenbarungseid der öf-
fentlichen Haushalte. 

Der letzte SPD-Landesparteitag
hat mit Mehrheit den Weiterbau der
A100 nach Kreuzberg abgelehnt
und der Senat hat die finanziellen
Mittel für die Planung der Autobahn
eingefroren. Aber trotzdem wird von
der zuständigen Senatorin Ingeborg
Junge-Reyer (SPD) und der Ver-
kehrsverwaltung der Weiterbau vo-
rangetrieben. Dafür wurde gerade
eine Vereinbarung mit den betroffe-
nen Kleingärtnern abgeschlossen,
und sie geben schon jetzt ihre Gar-
tengrundstücke auf, bevor die end-
gültige Entscheidung getroffen wird.

Vorentscheidung für
Stadtautobahnring

Mit dem Beschluss für oder ge-
gen den nächsten Bauabschnitt fällt
eine wichtige Vorentscheidung über
die Schließung des Berliner Stadt-
ringes. Derzeit endet die A100 in
Neukölln und geht übergangslos in
die A113 auf, die über Schönefeld
Anschluss in Richtung Dresden her-
stellt. Mit dem Bau des nächsten
Abschnitts bis zur Spree und weiter
zur Landsberger Allee werden sich
an den dann entstehenden Enden
jeweils wieder starke Staustellen
bilden, die immer zur Fortsetzung
des Weiterbaus die politischen Ent-
scheidungsträger drängen. Die
Schließung des Autobahnrings wird
dann ein nicht zu finanzierendes
Milliardengrab, was zusätzlich die
erweiterte Innenstadt mit Verkehr
belastet. Einer möglichen Verkehrs-
entlastung von einigen innerstädti-
schen Teilgebieten steht eine mas-
sive Mehrbelastung von großen

Wohngebieten in Kreuzberg, Fried-
richshain und Prenzlauer Berg durch
Verkehrslärm und Staub entgegen.

Leider unterstützen auch die
Neuköllner Vertreter der Grauen
und der SPD die unsinnigen Auto-
bahnausbaupläne. Wie negativ die
Autobahn innerhalb eines Stadtteils
wirkt, kann man gut erleben, wenn
man von einem bekannten schwe-
dischen Möbelhaus am Sachsen-
damm zum Bahnhof Südkreuz geht.

Der Vertreter der Grünen brachte
den sinnvollen Vorschlag ein, statt
für den 16. Bauabschnitt der A 100
die 400 Millionen Euro für die Besei-
tigung der Frostschäden im gesam-
ten Berliner Straßenraum zu ver-
wenden. Dabei könnten viele kleine
und mittlere Bauunternehmen be-
teiligt werden und das hätte dann
auch eine nachweisbare Wirkung
auf den Berliner Arbeitsmarkt.

DIE LINKE ist gegen den
Weiterbau der A 100

Auch wenn es noch dauert, bis
die Mehrheit der Neuköllner Be-
zirksverordneten verkehrspolitisch
im 21. Jahrhundert ankommt, wird
sich DIE LINKE weiter in den Parla-
menten und außerparlamentarisch
gegen den Weiterbau der A100 ein-
setzen. Im April 2010 wird sich der
nächste Landesparteitag der Berli-
ner LINKEN neben dem wichtigen
Thema Rekommunalisierung vor -
aussichtlich auch mit der Frage des
„Ende des Weiterbaus der A100“
beschäftigen.
Thomas Licher gehört den Bezirks-
vorstand der Neuköllner LINKEN an.
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Die Stadtautobahn schlägt breite Schneisen in die Stadt, besonders an den Anschlussstellen. Hier zum Beispiel in
Neukölln, wo gegenwärtig die A 100 endet.



Plötzlich war der Facharzt weg. So wie es Christiane Z. bei ihrem Augenarzt
in der Anzengruberstraße erging, traf es in den letzen Jahren viele Patien-
ten in Neukölln. Nur ein lapidarer Hinweis blieb, wohin die Krankenakten
verbracht wurden.

Anzeige

Gute Gesundheit für alle  
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Tempelhofer Feld ab 
8. Mai teilweise geöffnet


